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789 2013/037

Kanton Basel-Landschaft Büro des Landrats

Vorlage an den Landrat

Kommissionssitze bei Ausscheiden von Landratsmitgliedern aus ihrer delegierenden
Fraktion (Verfahrenspostulat 2012/309); Änderung der Geschäftsordnung des Landrats

Vom 24. Januar 2013

1. Ausgangslage

Im Verlauf des ersten Jahres der laufenden Legislaturperiode sind drei Landratsmitglieder aus ihrer

angestammten Fraktion ausgeschieden. Weil damit kein Einzelfall mehr vorliegt, zeigt sich Regelungs-

bedarf in Bezug auf die von ihnen gehaltenen Kommissionssitze: die aus den Fraktionen ausge-

schiedenen Landräte wollen ihre Kommissionssitze bis zum Ablauf der Legislaturperiode behalten, die

betroffenen Fraktionen sehen sich in den Kommissionen nicht mehr entsprechend ihrer Mandats-

ansprüche vertreten.

Unabhängig voneinander hatten im Frühjahr 2012 sowohl die Geschäftsprüfungskommission des

Landrats als auch der Landschreiber den Rechtsdienst des Regierungsrates um Klärung der recht-

lichen Situation ersucht. In seiner Beurteilung vom 5. Juni 2012 kam der Rechtsdienst zum Schluss,

die Kommissionsmitglieder seien – auf der Basis der derzeitigen Ausgestaltung der Geschäftsordnung

des Landrats – auf vier Jahre gewählt und könnten nicht zur Abtretung des nach Landratsgesetz ihrer

Fraktion zugeordneten Kommissionssitzes angehalten werden.

Dadurch wird allerdings der Parteienproporz in den betroffenen Kommissionen ausgehebelt und die zu

Beginn der Legislaturperiode gestützt auf die Wähleranteile ermittelten Vertretungsansprüche der

Fraktionen (Landratsgesetz § 27 Absatz 1 Buchstabe b) werden unterlaufen.

Mit Schreiben vom 5. Juli 2012 ersuchte die Geschäftsprüfungskommission das Büro, dem Landrat

eine Aenderung der Geschäftsordnung vorzulegen: diese könnte sinngemäss so ergänzt werden, dass

Landratsmitglieder ihre Kommissionssitze nur solange behalten, als sie der Fraktion angehören,

welche sie zur Wahl vorgeschlagen hat.

Das Büro gab daraufhin ein verwaltungsexternes Gutachten in Auftrag, um die rechtliche Ausgangs-

lage und die von der Geschäftsprüfungskommission vorgeschlagene Aenderung der Geschäfts-

ordnung zu beurteilen. Das Gutachten wurde von Prof. Dr. Gerhard Schmid, Basel, erstellt. Es datiert

vom 14. November 2012 und wurde anlässlich der Bürositzung vom 29. November 2012 in Anwesen-

heit des Autors sowie des Leiters des Rechtsdienstes besprochen. 

In der Zwischenzeit hatten die SVP-, FDP- und BDP/glp-Fraktionen am 18. Oktober 2012 das Verfah-

renspostulat 2012/309 eingereicht mit dem Begehren, «die Geschäftsordnung des Landrats dahinge-

hend zu ergänzen, dass Landratsmitglieder ihre Kommissionssitze nur solange behalten, als sie der

Fraktion angehören, welche sie delegiert hat. Scheidet ein Landratsmitglied im Lauf der Amtsperiode

aus einer Fraktion aus, wird seine Wahl in die Kommission hinfällig und die berechtigte Fraktion kann

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-309.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-309.pdf
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– wie dies auch beim Ausscheiden von Mitgliedern aus dem Landrat automatisch erfolgt – eine neues

Mitglied in die betroffene Kommission nominieren.»

2. Auftrag des Landrats

Das Verfahrenspostulat 2012/309 wurde vom Landrat in seiner Sitzung vom 15. November 2012

behandelt. Das Büro hatte sich bereit erklärt, dieses entgegenzunehmen. 

Die in der Landratsdebatte geäusserten Meinungen entsprechen der Interessenlage: Die potentiell

betroffenen Landratsmitglieder, die ihre Kommissionssitze nach dem Ausscheiden aus ihrer ursprüng-

lichen Fraktion behalten wollen, opponieren gegen eine Neuregelung, während die Fraktionen eine

solche befürworten. Nach intensiver Diskussion wurde das Verfahrenspostulat schliesslich mit 72

gegen 2 Stimmen bei 4 Enthaltungen überwiesen und das Büro beauftragt, dem Landrat innert 3

Monaten eine Vorlage im Sinne des Verfahrenspostulats 2012/309 zu unterbreiten. 

Hiermit unterbreitet das Büro dem Landrat fristgerecht die verlangte Vorlage zur Beschlussfassung.

3. Erwägungen

§ 27 des Landratsgesetzes besagt, dass die Fraktionen bei der Wahl der Kommissionsmitglieder «im

Verhältnis zu ihrer Stärke entsprechend der Mandatsverteilung bei den Landratswahlen berücksichtigt»

werden. Auf dieser Basis werden zu Beginn einer Legislaturperiode die für vier Jahre geltenden

Vertretungsansprüche der Fraktionen in den landrätlichen Kommissionen festgelegt.

Landratswahlen sind Proporzwahlen. Während sich beim Majorzwahlsystem Einzelpersonen zur Wahl

stellen, ist das Proporzwahlsystem gerade dadurch gekennzeichnet, dass zuerst die Mandate in

Verhältnis zu den erhaltenen Stimmen der Parteien verteilt werden. In einem zweiten Schritt schlagen

die Parteien bzw. die Fraktionen dem Landrat ihre Vertretung in den Kommissionen zur Wahl vor.

Kommissionsmitglieder werden nach heutiger Fassung der Geschäftsordnung des Landrats «zu

Beginn der Amtsperiode auf die Dauer von vier Jahren» gewählt. Es ist davon auszugehen, dass beim

Erlass dieser Bestimmung ganz selbstverständlich von einer unveränderten Fraktionszugehörigkeit

ausgegangen wurde. Neuvorschläge und -wahlen in die Kommissionen erfolgen heute automatisch,

wenn Landratsmitglieder aus dem Parlament ausscheiden. Scheidet nun ein Landratsmitglied im Lauf

einer Legislaturperiode aus seiner angestammten Fraktion aus, verbleibt aber im Landrat und tritt

seinen Kommissionssitz nicht ab, entsteht eine neuartige Situation, welche nicht explizit geregelt ist.

Dies erscheint als Lücke in der derzeitigen Gesetzgebung, welche mit der jetzt beantragten Ergänzung

geschlossen werden soll.

Im Landratsgesetz ist festgelegt, dass die Kommissionssitze zu Beginn der Legislaturperiode propor-

tional zur Wählerstärke bei den Landratswahlen an die Fraktionen verteilt werden. Die Mandatsver-

teilung basiert damit auf dem Wählerwillen und soll gewahrt bleiben; eine Gesetzesänderung erübrigt

sich. Für eine eindeutige Regelung bezüglich Ausscheiden von Kommissionsmitgliedern aus einer

Fraktion genügt eine Präzisierung der Geschäftsordnung.

Zentraler Punkt der Fragestellung an den Gutachter war, ob das sofortige Inkrafttreten einer neuen

Regelung betreffend die Kommissionssitze auch die zum fraglichen Zeitpunkt bereits aus einer

Fraktion ausgeschiedenen Landratsmitglieder beträfe? Betroffene, die ihre Kommissionssitze abgeben

müssten, bestreiten dies und bezeichnen eine sofortige Inkraftsetzung als unzulässige «Rückwirkung».

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-309.pdf
http://www.baselland.ch/14-htm.317307.0.html
http://www.baselland.ch/14-htm.317307.0.html
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Das Gutachten von Prof. Schmid lässt offen, wie diese Frage von einem Gericht beurteilt werden

könnte: 

«Entsprechende Neuregelungen sind rechtlich unbedenklich, wenn sie auf Beginn der nächsten Legislaturperiode

beschlossen werden. Werden sie mit Inkrafttreten während der laufenden Legislaturperiode beschlossen, so ist deren

rechtliche Zulässigkeit zweifelhaft, aber deren Unzulässigkeit umgekehrt auch keineswegs klar erstellt. Der Ausgang

entsprechender gerichtlicher Verfahren erscheint offen.»

Das juristische Gutachten gibt damit keine schlüssige Antwort auf die Frage, welche Chancen eine

Klage gegen die sofortige Inkraftsetzung einer neuen Bestimmung hätte. Änderungen der Geschäfts-

ordnung könnten vor Gericht mit abstrakter Normenkontrolle angefochten werden. Zudem unterlägen

darauf gestützte Beschlüsse der konkreten Normenkontrolle.

Die gerichtliche Beurteilung einer vergleichbaren Normenkontrolle im Kanton Schaffhausen

(vgl.http://obergerichtsentscheide.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente/gesetzestexte/Band_12/6

1_2010_2.pdf vom 6.4.2011) führte zu einer Abweisung der Klage. Das Vorliegen eines Verstosses

gegen den Grundsatz von Treu und Glauben wurde dort verneint, weil gemäss dem demokratischen

Prinzip die Rechtsordnung grundsätzlich jederzeit geändert werden kann. «Wohlerworbene Rechte»

oder ein Rückwirkungsverbot wurden verneint. Aus dem Verhältnismässigkeitsprinzip wiederum kann

bei Rechtsänderungen höchstens eine angemessene Übergangszeit abgeleitet werden, welche sich

z.B. an die Kündigungsfrist im öffentlichen Dienstverhältnis anlehnen könnte.

In dieser parlamentsinternen Angelegenheit geht es um den politischen Willen Landrats. Mit einfachem

Mehrheitsbeschluss kann der Landrat jederzeit eine neue Bestimmung in seine eigene Geschäfts-

ordnung aufnehmen und diese in Kraft treten lassen.

Mit einer Übergangsbestimmung hätte eine Rückwirkung auch die in der laufenden Legislatur aus ihrer

Fraktion ausgeschiedenen Landratsmitglieder betroffen. Eine Minderheit des Büros befürwortete diese

Übergangsbestimmung, weil nur diese die im Moment unbefriedigende Situation der betroffenen

Fraktionen lösen könne. Die Mehrheit des Büros hingegen hielt dies aus staatspolitischen Überlegun-

gen als zu problematisch. Es wäre sehr ungeschickt, wenn das Leitungsorgan des Landrats eine

Lösung beantragte, welche das Parlament in einen Rechtsstreit mit ungewissem Ausgang hineinziehen

könnte.

4. Änderung der Geschäftsordnung des Landrats und Inkrafttreten

Entsprechend den vorstehenden Ausführungen soll die Geschäftsordnung des Landrats dahingehend

ergänzt werden, dass Landratsmitglieder ihre Sitze in den Kommissionen nur so lange behalten, als sie

der Fraktion angehören, welche sie ursprünglich nominiert hat. Das kann durch einen einfachen Zusatz

im bestehenden § 30 Absatz 2 der Geschäftsordnung erreicht werden:

 Der Landrat wählt die Mitglieder der ständigen Kommissionen in der ersten Sitzung der Amtsperiode auf Vorschlag der2

Fraktionen für die Dauer von vier Jahren oder bis zu deren Ausscheiden aus der Fraktion.

Als Datum des Inkrafttretens schlägt das Büro dem Landrat den 1. Juli 2013 vor (Beginn des neuen

Amtsjahres).

http://obergerichtsentscheide.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente/gesetzestexte/Band_12/61_2010_2.pdf
http://obergerichtsentscheide.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente/gesetzestexte/Band_12/61_2010_2.pdf


Vorlage 2013/037: Kommissionssitze bei Ausscheiden von Landratsmitgliedern aus Fraktionen4

N:\Lka\Wp\Internet\_vb_lr\2013-037.wpd – [10.09.00]

5. Antrag des Büros

Das Büro beantragt dem Landrat mit 4 : 3 Stimmen, 

a. die Änderung des Dekrets zum Gesetz über die Organisation und die Geschäftsführung des

Landrats (Geschäftsordnung des Landrats) gemäss beiliegendem Entwurf zu beschliessen;

b. die Änderung per 01.07.2013 in Kraft zu setzen;

c. das Verfahrenspostulat 2012/309 als erfüllt abzuschreiben.

Liestal, 24. Januar 2013

Im Namen des Büros des Landrates

der Präsident: Jürg Degen

der Landschreiber: Alex Achermann

Beilagen

– Entwurf Änderung Geschäftsordnung

– Gutachten von Prof. Dr. Gerhard Schmid 
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ENTWURF

Dekret zum Gesetz über die Organisation und die Geschäftsführung des Landrats (Geschäfts-

ordnung des Landrats)

Änderung vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

I.

Das Dekret vom 21. November 1994  zum Gesetz über die Organisation und die Geschäftsführung des1

Landrats (Geschäftsordnung des Landrats) wird wie folgt geändert:

§ 30 Absatz 2

Der Landrat wählt die Mitglieder der ständigen Kommissionen in der ersten Sitzung der Amtsperiode2 

auf Vorschlag der Fraktionen für die Dauer von vier Jahren oder bis zu deren Ausscheiden aus der

Fraktion.

II.

Diese Änderung tritt am 1. Juli 2013 in Kraft.

Liestal,

Im Namen des Landrates

der Präsident: 

der Landschreiber: 
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